Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1979 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. Propagierung des Gesetzentwurfs zur Neurege- 
lung des Rechts der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wieviel Schriften, Veröffentlichungen etc. hat die Bundes- 
regierung zur Propagierung des Gesetzentwurfs zur Neurege- 
lung des Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung selbst 
herausgegeben? Wieviel sind von Tarnorganisationen, wie 
z. B. von der Gemeinschaft für christlich-soziale Schulung und 
öffentliche Meinungsbildung e. V., finanziert durch Bundes- 
mittel, herausgegeben worden? Welche Auflagenhöhe hatten 
die einzelnen Veröffentlichungen? Welche sonstige finanzielle 
Förderung hat die Bundesregierung der Propagierung ihres 
Gesetzentwurfs angedeihen lassen? 

2. Welche Kosten sind dem Bundeshaushalt insgesamt ciurdi 
die Propagierung entstanden, und aus welchen Titeln wurden 
diese Kosten bezahlt? 

3. Hält es die Bundesregierung für zweckmäßig, daß sie in der 
Öffentlichkeit den von allen Seiten kritisierten Gesetzentwurf 
weiter mit steigendem Aufwand propagiert, so daß sie dabei, 
wie die Kontroverse zwischen dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung und seiner Pressestelle zeigt, schon die Über- 
sicht über ihre Aktionen zu verlieren beginnt? Hält sie dieses 
Verhalten insbesondere im Hinblick darauf für vertretbar, 
daß das Parlament in den zuständigen Ausschüssen den Gesetz- 
entwurf noch nicht abschließend behandelt hat, oder verspricht 
sie sich etwa von dieser Propagierung des Gesetzentwurfs 
eine Einflußnahme auf die Entscheidungen des Deutschen 
Bundestages? 
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4. Hält es die Bundesregierung, mit der Achtung vor der 
Würde des Deutschen Bundestages für vereinbar, daß vor 
der abschließenden Beratung des Regierungsentwurfs in 
den zuständigen Ausschüssen Beamte des Ministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung bereits die Herausgabe eines 
Kommentars zu diesem Regierungsentwurf ankündigen und 
in dieser Ankündigung sogar Angaben über den Inhalt des 
künftigen Gesetzes machen? 


Bonn, den 29. Juni 1960 


Dr. Stammberger 
Dr. Mende und Fraktion 
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